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Interessenpolitik und ihre Grenzen – 
sechs Jahre rechtsliberale Wirtschaftspolitik in Österreich
Special Interest Policies and Th eir Limits – 
Six Years of Liberal Economic Policies in Austria
Markus Marterbauer*

Rahmenbedingungen

Seit geraumer Zeit wird Europa von einem kräftigen Rückenwind für liberale Wirt schafts-

politik geprägt. Dieser geht inhaltlich vor allem von internationalen Institu tio nen aus: Der 

von der Europäischen Kommission und der OECD verfochtene »Brüssel-Paris-Konsens« 

sieht Preisstabilität und Budgetkonsolidierung als wichtigste Ziele, die Angebotsseite als 

bestimmenden Faktor, Deregulierung, Privatisierung und Flexibilisierung als zentrale In-

stru mente und eine Zurückdrängung des Staates als Voraussetzung für eine erfolgreiche 

Wirtschaftsentwicklung. Seine Durchsetzungskraft erhält dieser Konsens vom »Mythos 

Glo ba lisie rung« (Pierre Bourdieu): Es ist gelungen, in der Öff entlichkeit die Meinung zu 

etablie ren, dass die hohen Löhne und Sozialstandards in der EU angesichts des heftigen 

Wett bewerbs in der Welt nicht mehr zu halten sind. Europa müsse daher den Sozialstaat 

abbauen und die Unternehmen entlasten, um wirtschaftlich erfolgreich zu sein.

Die internationalen Rahmenbedingungen für einen neoliberalen Kurswechsel auch 

in Österreich waren somit günstig, als im Februar  die konservative ÖVP und die 

rechte FPÖ eine Regierung bildeten. Diese Zusammenarbeit löste die Koalition zwischen 

SPÖ und ÖVP ab, die seit  im Amt gewesen war, ihre Problemlösungskapazität aber 

immer mehr verloren hatte. Schon seit  hat Österreich seinen Wachstumsvorsprung 

gegenüber anderen EU-Ländern eingebüßt und steigende Arbeitslosigkeit hinnehmen müs-

sen. Von der Innovationspolitik gingen keine nennenswerten Initiativen mehr aus, und 

zwar sowohl in technologischer als auch in sozialer Hinsicht.

 *  Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung, Wien. Ich danke Alois Guger, Margit Schrat-

zen staller, Stephan Schulmeister und Nico Wannenmacher für wertvolle Anmerkungen zum Text 

und Martha Steiner für die statistische Unterstützung.
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Die konjunkturellen Rahmenbedingungen waren für die neue Regierung in Österreich 

weniger günstig als die ideologischen. Schon bald nach Regierungsantritt geriet die Welt-

wirtschaft in eine Rezession. Der Euro-Raum und vor allem Deutschland – dorthin gehen 

knapp  Prozent bzw.  Prozent der österreichischen Warenausfuhr – haben sich aus 

dieser Stagnation bis  nicht gelöst.

Reformen

Der kräftige Rückenwind für neoliberale Politik führte seit Beginn dieses Jahrzehnts zu einer 

Reformeuphorie in der EU, in Deutschland – wo Rot-Grün Reformen im Stakkato-Takt 

vorantrieb – und auch in Österreich. Der Stillstand der zweiten Hälfte der er Jahre 

wich einer Politik rascher Veränderungen. Die inhaltliche Ausrichtung der Reformpolitik 

kommt vor allem in ihren Verteilungswirkungen zum Ausdruck: In der Umverteilung von 

Einkommen und Vermögen spiegeln sich ökonomische Interessen und Kräfteverhältnisse 

in der Gesellschaft. Die verteilungspolitischen Intentionen der rechtsliberalen Koalition in 

Österreich gehen aus dem Regierungsübereinkommen des Jahres  klar hervor und 

sie fi nden sich auch in der konkreten Umsetzung der Regierungspolitik bis zum Jahr  

wieder. Allerdings spiegeln sie nur zum Teil das neoliberale Weltbild des »Brüssel-Paris-

Konsens«. In Österreich konzentrierte sich die Regierungspolitik darauf, zwei soziale Grup-

pen besonders zu fördern, die Familien und die Unternehmen. Für beide Gruppen erfolg-

ten ein massiver Ausbau der Förderungen und eine merkliche steuerliche Entlastung.

Die Förderung der Familien spielt in Österreich traditionell eine sehr große Rolle, 

die Ausgaben gehören gemeinsam mit Frankreich und Belgien zu den höchsten in der EU. 

Im Jahr  wurden , Milliarden € (, Prozent des Bruttoinlandsprodukts [BIP]) für 

Familienförderung aufgewendet. Der Großteil der Mittel fl ießt in die laufenden Kinder-

beihilfen, die je nach Alter und Zahl der Kinder  € bis  € pro Monat betragen, und 

in das Karenz- bzw. Kinderbetreuungsgeld. Im Jahr  wurde das Karenzgeld, das bis 

dahin höchstens zwei Jahre lang und nur von unselbständig Erwerbstätigen bezogen werden 

konnte, auf das Kinderbetreuungsgeld umgestellt. Dieses kann im Ausmaß von einheitlich 

 € pro Monat nun auch von Bauern und Gewerbetreibenden im Ausmaß von höchstens 

drei Jahren in Anspruch genommen werden. Neben dem Kinderbetreuungsgeld kann pro 

Jahr ein Zusatzeinkommen von höchstens . € bezogen werden. Mit der Verlängerung 

der Dauer der Karenz wurde allerdings keine Ausweitung des Kündigungsschutzes vorge-

nommen. Für unselbständig Erwerbstätige, die über den Beitrag von , Prozent der Lohn-

summe die Hauptlast der Finanzierung der Kinderleistungen tragen, ist damit die volle 

Ausnutzung der Leistung mit einem beträchtlichen Beschäftigungsrisiko verbunden. Daher 

wird die volle Karenzzeit vor allem von selbständig Erwerbstätigen genutzt, die zur Finan-

zierung der Familienleistungen kaum beitragen. Die Budgetkosten der Elternkarenz sind 

von  Millionen € im Jahr  auf etwa eine Milliarde € () gestiegen. Im Zuge 

der Pensionsreform  und der Steuerreform  wurden weitere Familienförderungen 

beschlossen: Frauen werden künftig pro Kind  Monate als Ersatzzeiten für die Pension an-

gerechnet. Der Alleinverdienerabsetzbetrag, der Familien gebührt, in denen nur ein Erwerbs-
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einkommen bezogen wird, wurde merklich erhöht. Zudem wurde ein Recht auf Eltern -

teilzeit für Beschäftigte in Unternehmen mit mehr als  Beschäftigten eingeführt.

Die verstärkte Familienförderung der letzten Jahre erfolgte überwiegend in Form von 

Maßnahmen, die es Frauen erleichtern, vor allem in den ersten Lebensjahren des Kindes 

zu Hause zu bleiben. Hingegen bleibt die traditionelle Schwachstelle der österreichischen 

Familienpolitik unbewältigt: Lediglich ein gutes Zehntel der Familienförderung geht in 

Kinder betreuungseinrichtungen, obwohl Kindergärten und Horte nur in den größeren 

Städten ausreichend zur Verfügung stehen. Dies führt dazu, dass Frauen mit Kleinkindern 

nicht oder nur eingeschränkt erwerbstätig werden können. Die Teilzeitquote von Frauen 

ist in Österreich mit  Prozent höher als im EU-Durchschnitt ( jene von Männer mit fünf 

Prozent niedriger). Im Unterschied zu den skandinavischen Ländern ist laut Eurostat nur 

knapp  Pro zent der Teilzeitbeschäftigung in Österreich vollständig freiwillig, fast  Pro-

zent der Befragten führen familiäre Verpfl ichtungen (Kinderbetreuung, Pfl ege) als Ursache 

für Teilzeitarbeit an. Teilzeitarbeit von Frauen erweist sich in Österreich – anders als in den 

skandinavischen Ländern – aber sehr oft als Armutsfalle, denn die Einkommen in den typi-

schen Frauenbranchen (Handel, Tourismus u. a.) sind deutlich niedriger als im Durchschnitt 

der Gesamtwirtschaft. Trotz der hohen Teilzeitquote ist die Beschäftigungsquote von Frauen 

relativ niedrig. Sie wird zwar offi  ziell mit , Prozent der Bevölkerung im erwerbsfähigen 

Alter () ausgewiesen, in Wahrheit liegt sie aber um drei bis vier Prozentpunkte niedriger, 

da die österreichische Statistik Mütter, die vor Bezug des Kinderbetreuungsgeldes erwerbs-

tätig waren, weiter als beschäftigt zählt. Erwerbstätigkeit von Müttern ist nicht nur aus 

emanzipatorischen Gründen und wegen des Beitrags zur Finanzierbarkeit des Sozial  systems 

von hoher Bedeutung, sondern auch, weil sie am besten die Armut unter Kindern verrin-

gern kann. In Österreich zählen Familien mit einer Alleinerzieherin sowie Ausländer- und 

Arbeiterfamilien mit mehreren Kindern zu den armutsgefährdetsten sozia len Gruppen (vgl. 

Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsu menten schutz ).

Die Unternehmen sind die großen Begünstigten der Wirtschaftspolitik seit dem Jahr 

. Dies betriff t vor allem steuerliche Entlastungen. Zum Zweck der Budgetkonsolidie-

rung wurde zwar zunächst im Jahr  die steuerliche Investitionsbegünstigung gestri-

chen, in den Folgejahren kam es allerdings zu einer massiven Ausweitung der steuerlichen 

Förderung für Betriebe. Dazu zählen unter anderem zeitlich befristete günstige Ab schrei-

bungsregeln und großzügige »Investitionszuwachsprämien«, die Erweiterung der steuer-

lichen Begünstigung von Forschungsaufwendungen, die Einführung einer Bildungsprämie, 

Steuerbegünstigungen für Betriebsübertragungen, die Senkung von Lohnnebenkosten für 

Lehrlinge und ältere Arbeitskräfte. Die Unternehmen wurden damit auf Basis des Jahres 

 um etwa eine Milliarde € entlastet. In den Jahren  /  erfolgte zusätzlich eine 

umfassende Steuerreform, von der neuerlich die Unternehmen besonders profi tierten: Der 

Körperschaftsteuersatz wurde von  Prozent auf  Prozent gesenkt, eine Gruppen besteue-

rung eingeführt und der Steuersatz für nicht entnommene Gewinne von Personen  gesell-

schaften sowie Einzelunternehmen halbiert (vgl. Breuss et al. ). Die Steuerreform  /

  entlastet die Unternehmen mit mindestens , Milliarden €. Österreich weist damit 

im EU-Vergleich eine sehr niedrige Gewinnbesteuerung auf und stellt einen wesent lichen 
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Spieler im europäischen Steuersenkungswettbewerb dar. Denn zusätzlich zu den nied rigen 

Steuersätzen bietet es eine außerordentlich großzügige steuerliche Forschungs förde rung, 

deren Effi  zienz bislang allerdings nicht evaluiert wurde.

Im Zuge der Steuerreform  /  kam es auch zu einer Senkung der Einkommen-

steuerbelastung für unselbständig Erwerbstätige. Im Gegenzug wurden Energiesteuern und 

Krankenversicherungsbeiträge erhöht. Die Netto-Entlastung für unselbständig Erwerbs-

tätige betrug etwa , Milliarde €. Sowohl in Relation zur Zahl der betroff enen Personen 

als auch im Verhältnis zum jeweiligen Anteil am Steueraufkommen war die Entlastung für 

Selbständige und Unternehmen deutlich höher als jene für Unselbständige. Auch in Bezug 

auf die personelle Verteilungswirkung fällt das Urteil über die Steuerreform ungünstig aus. 

Das untere Einkommensdrittel wurde durch die Erhöhung von indirekten Steuern und 

Krankenversicherungsbeiträgen belastet, durch die Senkung der direkten Steuern aber nicht 

entlastet, weil die Einkommen schon bislang unter der Steuergrenze lagen.

Die österreichische Regierung hat sich selbst Richtwerte für die Senkung der Abgaben-

quote gesetzt. Diese soll vom Höchststand von etwa  Prozent des BIP im Jahr  bis 

auf  Prozent im Jahr  und langfristig auf  Prozent sinken. Damit wird das Ziel der 

Zurückdrängung des Staatseinfl usses auf die Wirtschaft in konkrete Zahlen gegossen. Eine 

Verringerung der Abgabenlast geht notwendigerweise mit einer Kürzung der Staatsausgaben 

einher. Dies zieht wiederum eine Umverteilung zu Lasten der unteren Einkommensgrup-

pen nach sich. Von den Staatsausgaben – insbesondere den öff entlichen Dienstleistungen 

(Gesundheitssystem, Bildungssystem u. a.) und den Sozialtransfers – profi tieren die unteren 

und mittleren Einkommensschichten ungleich mehr als die oberen Einkommensgruppen. 

Eine markante Verringerung der Abgabenlast und die dadurch erzwungen Aus gaben kür -

zungen würde also vor allem zu Lasten kleiner und mittlerer Einkommen gehen.

Erhebliche Belastungen für die Versicherten entstanden durch die Pensionsreform 

. Diese brachte eine Anhebung des Frühpensionsalters, eine Pensionsbemessung an 

 Beitragsjahren (statt wie bislang an den besten  Jahren) und eine Absenkung des »Stei-

ge rungsbetrages«, die dazu führt, dass die Höchstpension künftig nur noch mit  Ver siche-

rungsjahren erreicht werden kann. Im Jahr  erfolgte eine »Pensionsharmonisie rung«, die 

zu einem einheitlichen Pensionssystem für unselbständig Erwerbstätige, Selb ständige und 

Bauern führen sollte. Allerdings erfolgt der Übergang zum neuen System für Beamt|inn|e|n 

viel sanfter als für die übrigen Versicherten und auch nach der Harmonisierung bleiben die 

Pensionsversicherungsbeiträge der Bauern und Gewerbetreibenden merk lich unter jenen 

der Arbeitnehmer|innen. Während die öff entlichen Zu schüs se zur Pen sionsversicherung 

der unselbständig Erwerbstätigen etwa ein Achtel der Gesamt einnahmen betragen, liegen 

sie bei Selbständigen etwa bei der Hälfte und bei Bauern bei  Prozent.

Langfristig ist eine Anhebung des eff ektiven Pensionsantrittsalters aufgrund der steigen-

den Lebenserwartung und der Veränderung der demographischen Struktur der Bevölkerung 

notwendig. Problematisch an der österreichischen Pensionsreform ist neben der ungleichen 

Behandlung von unselbständig und selbständig Erwerbstätigen allerdings vor allem die kurz-

fristige Einschränkung von Frühpensionierungen bei ungünstiger Arbeitsmarktlage. Die 

Beschäftigungsquote der - bis -Jährigen ist in den letzten Jahren kaum gestiegen und 
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gehört mit  Prozent der Bevölkerung in dieser Altersgruppe weiterhin zu den niedrigsten 

in der EU. Das zusätzliche Arbeitskräfteangebot von etwa . Personen pro Jahr durch 

die Anhebung des eff ektiven Pensionsantrittsalters scheint aber zu einem guten Teil auch 

nicht in der offi  ziellen Arbeitslosenstatistik auf. Viele Betroff ene beziehen nun zwischen 

Erwerbstätigkeit und Ruhestand »Übergangsgeld«, das deutlich niedriger ist als die Pension.

Die budgetären Einsparungen aus den Pensionsreformen betragen im Jahr  etwa 

zwei Milliarden € – das ist etwa gleich viel wie die Kosten der steuerlichen Entlastung 

für Unternehmen. Die Pensionsreformen tragen zur Verbesserung der langfristigen Finan-

zier barkeit des Pensionssystems bei, zumindest von der Seite der Pensionsleistungen her 

betrachtet. Das Hauptproblem der Pensionsfi nanzierung bleibt allerdings das schwache 

Wachstum der Beitragseinnahmen. Die Basis für die Sozialversicherungsbeiträge bilden 

weiter hin nur Löhne und Gehälter, diese wachsen seit  Jahren langsamer als das Volks-

einkommen (vgl. Marterbauer / Walterskirchen ). Dazu kommt der markante An stieg 

der Arbeitslosigkeit. Mit den Pensionsreformen wird langfristig auch in Österreich ein 

Problem auftreten, das bislang weitgehend unbekannt war, jenes der Armut im Alter. Beson-

ders gefährdete soziale Gruppen sind Personen mit kurzen oder länger unterbroche nen 

Erwerbs karrieren (Ausbildung, Arbeitslosigkeit) oder langer Teilzeitbeschäftigung. Dies be-

triff t vor allem Frauen, dazu kommen Schwerarbeiter|innen und Invalide, die nicht  Jahre 

im Berufsleben verbracht haben. 

Wirtschaftspolitik und gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

Die österreichische Budgetpolitik hat eine lange antizyklische Tradition. In der Welt wirt-

schaftskrise Mitte der er Jahre wurde im Rahmen des »Austrokeynesianismus« eine 

erfolgreiche »Defi cit spending-Politik« betrieben, die dazu beitrug, Vollbeschäftigung deut-

lich länger aufrecht zu erhalten als in anderen Ländern. Auch die Wirtschaftskrise Anfang 

der er Jahre wurde mit Hilfe einer aktiven Budgetpolitik relativ erfolgreich bewältigt. 

Seit Mitte der er Jahre ist die Budgetpolitik allerdings von einer antizyklischen Aus-

richtung zu einer Orientierung am politischen Konjunkturzyklus übergegangen: Vor den 

Wahlen werden Steuern gesenkt und (Familien-) Transfers erhöht, nach den Wahlen wer-

den Steuern erhöht und Sparpakete geschnürt. Diese Charakterisierung prägt auch die 

Budgetpolitik der rechtsliberalen Koalition seit dem Jahr . Im Jahr  wurden wäh-

rend einer internationalen Rezession die Steuern massiv erhöht, um ein »Nulldefi zit« zu 

erreichen. Das hat zu einem Einbruch beim Wirtschaftswachstum und zu einem markan-

ten Anstieg der Arbeitslosigkeit geführt. Vor den Nationalratswahlen, die im Herbst  

stattfi nden werden, wurden die Steuern gesenkt und die Staatsausgaben in jenen Bereichen, 

in denen der Regierung besonderes Versagen vorgeworfen wird, massiv erhöht, und zwar 

insbesondere auf den Feldern der Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik.

Der schwachen Konjunktur und der steigenden Arbeitslosigkeit wurde in den letzten 

Jahren mit konjunkturpolitischen Maßnahmen begegnet, die interessenpolitische Positio-

nen widerspiegeln. Unter Konjunkturpolitik wurde primär Unternehmensförderung ver-

standen. Die verschiedenen Konjunkturbelebungs- und Wachstumspakete der Jahre  
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bis  brachten erhebliche steuerliche Entlastungen für Unternehmen. Sehr geschickt 

verhielt sich die österreichische Regierung hingegen in einem zweiten, fi nanzierungstech-

nischen Aspekt der Konjunkturpolitik. Ein wesentlicher Teil der öff entlichen Investitionen 

wurde aus dem Budget ausgegliedert. Offi  ziell betragen die öff entlichen Investitionen nur 

noch gut ein Prozent des BIP. Dazu kommen mindestens in gleicher Höhe Infrastruktur

investitionen, die von Unternehmen durchgeführt werden, die sich in Staatsbesitz befi n-

den. Dies ermöglichte die massive Ausweitung der Investitionen ins Straßennetz, ohne die 

formalen Defi zitregeln des Stabilitätspaktes zu verletzen.

Österreichs Wirtschaftspolitik war konjunkturpolitisch in den letzten Jahren sicherlich 

deutlich aktiver als jene anderer Länder. Infrastrukturinvestitionen hatten messbar positive 

Eff ekte auf das Wirtschaftswachstum, der Einkommensmultiplikator liegt deutlich über 

eins. Der Beitrag steuerlicher Entlastungen zu Wachstum und Beschäftigung blieb hinge-

gen sehr bescheiden, der Multiplikator liegt unter ,. Die umfassenden Steuer senkungen 

für Unternehmen und die hohe Arbeitslosigkeit führten gleichzeitig zu einem markanten 

Anstieg des Budgetdefi zits. In den Jahren  und  war der Finanzierungs saldo des 

öff entlichen Sektors ausgeglichen,  und  beträgt das Defi zit knapp zwei Prozent 

des BIP.

Das österreichische Wirtschaftswachstum war seit Antritt der schwarz-blauen Koa-

lition etwa gleich hoch wie im Durchschnitt der EU- (vgl. Tabelle ). Im Zuge der Steuer-

erhöhungen blieb es  deutlich zurück, im Zuge der Steuersenkungen der Folgejahre 

lag es leicht darüber. Insgesamt blieb das Wirtschaftswachstum allerdings schwach und 

deutlich unter dem langfristigen Durchschnitt. Es betrug in den Jahren   –   real 

nur , Prozent pro Jahr.

Das Ergebnis einer Beurteilung von Erfolg oder Misserfolg der Wirtschaftspolitik 

hängt primär von den Maßstäben ab, die man anlegt. Sie spiegeln die ökonomischen und 

sozialen Interessen des Betrachters. Unternehmer beurteilen die Bilanz von Schwarz-blau 

zu Recht anders als teilzeitbeschäftigte Frauen.

Der größte Misserfolg der Regierungspolitik ist sicher die schwere Krise auf dem Ar-

beits markt. Die Zahl der Arbeitslosen stieg von . im Jahr  auf . im Jahr 

. Dazu kommen etwa . Arbeitssuchende, die nicht als arbeitslos gezählt werden: 

Teilnehmer|innen an Schulungsmaßnahmen des Arbeitsmarktservice, Pensionsvorschuss-

bezieher|innen, Lehrstellensuchende und Arbeitslose, die länger als drei Tage krank gemel det 

sind. Die Arbeitslosenquote laut Eurostat erhöhte sich von , Prozent der Erwerbsperso-

nen auf , Prozent.

Besonders stark ist die Jugendarbeitslosigkeit gestiegen. Zwar liegt die Arbeitslosen-

quote bei den - bis -Jährigen mit zehn Prozent immer noch deutlich unter dem Durch-

schnitt der EU- ( Prozent), sie hat sich aber seit dem Jahr  verdoppelt. Zu den 

. Arbeitslosen im Alter von  bis  Jahren kommen . Lehrstellensuchende und 

.  Schulungsteilnehmer|innen, die offi  ziell nicht als arbeitslos gezählt werden. Die 

Zahl der arbeitsuchenden Jugendlichen lag  um . höher als im Jahr .

Die hohe Arbeitslosigkeit hat vielfältige Folgen: Sie führt zu einem merklichen Rück-

gang der Lebenszufriedenheit und zu hohen Einkommensverlusten für die Betroff enen, 
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verringert das Verbrauchervertrauen und damit die Konsumnachfrage, führt zu einer Dämp-

fung des Lohnanteils am Volkseinkommen und ermöglicht nicht zuletzt rechtsliberale Refor-

men. Nicht ohne Grund hat der österreichische Nobelpreisträger für Wirtschafts wissen-

schaften Friedrich August von Hayek, der in den letzten fünf Jahren erstmals in seiner 

Heimat in Mode gekommen ist, im Jahr  der britischen Premierministerin Mar garet 

Th atcher geraten, die Arbeitslosenquote kurzfristig auf  Prozent steigen zu lassen. Nur 

so könne ein geeignetes Umfeld für die Zerschlagung der Gewerkschaften und des Wohl-

fahrts staates geschaff en werden.

Die Konfrontation mit dem Österreichischen Gewerkschaftsbund hat die Regierung 

oft gesucht. Viele Reformen, die in der Vergangenheit nur im Konsens der Sozialpartner 

angegangen worden wären, wurden gegen den Widerstand des ÖGB durchgeführt. Das 

gilt besonders für die Pensionsreform, die sogar einen für Österreich völlig ungewöhn lichen 

Streik nach sich gezogen hat, oder auch für die politische Entmachtung der Gewerk schaf-

ten im Rahmen der Selbstverwaltung in der Sozialversicherung. Ursprüngliche Reform-

Tabelle : Österreich und EU- im Vergleich (makroökonomische Kennzahlen)

Brutto-
inlands-
produkt

Privater 
Konsum

Bruttoanlage-
investitionen

Exporte Arbeitslosen-
quote 

lt. Eurostat

Finanzierungs-
saldo 

des Staates

Österreich Veränderung in %, real In % In % des BIP

2001 + 0,8 + 1,0 - 1,5 + 7,2 3,6 + 0,1

2002 + 1,0 + 0,3 - 5,0 + 3,5 4,2 - 0,4

2003 + 1,4 + 1,6 + 6,1 + 2,3 4,3 - 1,2

2004 + 2,4 + 0,8 + 0,6 +  9,0 4,8 - 1,0

20051 + 1,9 + 1,4 + 0,8 + 3,1 5,2 - 1,7

ø 2000/2005 + 1,5 + 1,0 + 0,1 + 5,0

ø 2001/2005 4,4 - 0,8

EU-15

2001 + 1,9 + 2,1 + 0,6 + 3,4 7,3 - 1,2

2002 + 1,1 + 1,5 - 1,3 + 1,6 7,6 - 2,2

2003 + 1,1 + 1,4 + 0,7 + 1,2  8,0 - 2,9

2004 + 2,3 + 2,0 + 2,7 + 6,2  8,1 - 2,6

20052 + 1,4 + 1,5 + 2,1 + 3,6 7,9 - 2,7

ø 2000/2005 + 1,6 + 1,7 + 1,0 + 3,2

ø 2001/2005 7,8 - 2,3

 WIFO-Konjunkturprognose, Dezember .   Europäische Kommission, Herbstprognose .

Quelle: Eurostat, WIFO
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vor haben, die zu einer noch heftigeren Konfrontation mit dem ÖGB geführt hätten, wie 

die Verlagerung der Arbeitszeitregelung von der Kollektivvertragsebene auf Betriebe und 

Einzelvereinbarungen oder die Einführung eines Arbeitsdienstes für Notstandshilfe- oder 

Sozialhilfebezieher|innen, wurden allerdings nie umgesetzt.

Zusammenfassung

Die österreichische Regierungspolitik hat seit der Wende im Jahr  wirtschafts- und 

verteilungspolitisch markante Wegmarken gesetzt. Diese zeigen den erheblichen Spielraum 

auf, den nationalstaatliche Wirtschaftspolitik auch unter den Rahmenbedingungen der 

Euro päisierung und Globalisierung hat. Die Ausrichtung dieser Politik ist eindeutig: Die 

Umverteilung erfolgte zu Lasten von Arbeitslosen, unselbständig Erwerbstätigen und Pen-

sionist|inn|en zugunsten von Unternehmen und Familien. Allerdings hat diese Interessen-

politik auch Grenzen. Diese liegen im politischen Konjunkturzyklus. Vor den Nationalrats-

wahlen im Herbst  muss auch in den bislang vernachlässigten Bereichen agiert werden: 

Die Mittel für aktive Arbeitsmarktpolitik werden um ein Drittel ausgeweitet, um die off e ne 

Arbeitslosigkeit nicht weiter steigen zu lassen. Schulen und Universitäten – in den letzten 

Jahren Zentren des politischen Protests – bekommen mehr Geld. 

Die rechtsliberalen Reformen mit ihren dezidierten Umverteilungsabsichten brach-

ten die erhoff ten positiven Auswirkungen auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung nicht 

mit sich. Das Wirtschaftswachstum entsprach etwa dem Durchschnitt der EU-. Es war 

damit höher als in Deutschland, aber geringer als in den skandinavischen Wohlfahrts-

staaten. Das Volkseinkommen ist allerdings immer ungleicher verteilt. Während die unte-

ren Ein kommensgruppen merkliche Verluste hinnehmen mussten, haben Bezieher|innen 

von Dividenden und Gewinnen deutlich profi tiert (vgl. Guger / Marterbauer ). Aber 

auch in dieser Hinsicht unterscheiden sich die österreichischen Erfahrungen kaum vom 

Main stream der EU.
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